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Landgericht Kassel – Urteil vom 19.03.2025 – Aktenzeichen 2 S 142/23 

Quelle:  Diskussionsforum Rehabilitations- und Teilhaberecht 

(www.reha-recht.de) 

Zitiervorschlag:  LG Kassel, Urteil vom 19.03.2025 – 2 S 142/23 –, Diskussionsfo

rum Rehabilitations- und Teilhaberecht, Infothek,  

Rechtsprechung, 27.05.2026 

Tenor 

Die Berufung der Klägerin gegen das am 21.09.2023 verkündete Urteil des Amtsge

richts Fritzlar - 8 C 37/23 (10) - wird zurückgewiesen. 

Die Kosten des Berufungsverfahrens trägt die Klägerin. 

Dieses Urteil und das Urteil des Amtsgerichts sind vorläufig vollstreckbar. 

Die Revision wird zugelassen. 

Gründe 
I.  

1. Mit der Klage hat die Klägerin Zahlung von Schadensersatz sowie eine angemesse

ne Entschädigung wegen diskriminierenden Verhaltens der Mitarbeiter der Beklagten 

verlangt. Der blinden Klägerin wurde am 15.07.2022 im B.-Krankenhaus operativ ein 

neues Kniegelenk eingesetzt. Im Anschluss an diese Operation war eine Rehabili

tationsmaßnahme ab dem 25.07.2022 in der von der Beklagten betriebenen Rehakli

nik in B.-Stadt vorgesehen. Bereits vor ihrer Operation hatte die Klägerin ein Tele

fongespräch mit dem Patientenmanagement der Beklagten geführt, worin sie Fragen 

zu ihrem Gesundheitszustand und ihrer Mobilität beantwortete. Danach wurde der 

Aufenthalt der Klägerin in der Rehaklinik der Beklagten vom Sozialdienst des B.-

Krankenhauses vorbereitet. Am 25.07.2022 wurde die Klägerin mit einem Kranken

transport nach B.-Stadt in die Rehaklinik der Beklagten gebracht. Die Vorgänge dort 

sind zwischen den Parteien streitig. Nachdem die Beklagte die Aufnahme der Kläge

rin abgelehnt hatte, wurde die Klägerin mit einem Krankentransport in das B.-

Krankenhaus zurückgebracht, wo sie anschließend eine weitere Woche verbrachte, 

bis sie am 01.08.2022 eine Reha-Behandlung in einer anderen Klinik antrat. Der Klä

gerin entstanden für diese Woche im Krankenhaus Kosten in Höhe von 1.098,00 €, 
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deren Ersatz sie verlangt. Zudem begehrt die Klägerin eine Entschädigung in Höhe 

von mindestens 3.000,00 € wegen Diskriminierung aufgrund ihrer Blindheit. 

2. Die Klägerin hat behauptet, dass die Beklagte die Rehabilitationsbehandlung 

aufgrund ihrer Blindheit verweigert habe. 

3. Sie hat die Ansicht vertreten, auf ihr Verhältnis zu der Beklagten sei § 19 Abs. 1 AGG 

anwendbar, denn auch medizinische Behandlungsverträge fielen in den Anwen

dungsbereich dieses Gesetzes. 

4. Die Beklagte hat behauptet, die Aufnahme der Klägerin sei abgelehnt worden, weil 

diese nicht den Grad der Mobilität und Selbständigkeit erreicht habe, mit dem sie bei 

der Beklagten angemeldet worden sei. 

5. Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie der erstinstanz

lich gestellten Anträge wird auf die tatsächlichen Feststellungen des Amtsgerichts in 

dem am 21.09.2023 verkündeten Urteil Bezug genommen (UA S. 2 - 4 = BI. 87 ff. 

d.A.). 

6. Mit diesem Urteil hat das Amtsgericht die Klage vollumfänglich abgewiesen. Zur 

Begründung hat es im Wesentlichen ausgeführt, dass ein Anspruch auf Zahlung von 

Schadensersatz und Schmerzensgeld gemäß § 21 Abs. 2 AGG nicht bestünde. Es 

liege kein Verstoß gegen das zivilrechtliche Benachteiligungsverbot (§ 19 AGG) vor. 

Ein Vertrag über eine Rehabilitationsbehandlung, wie er zwischen der Klägerin und 

der Beklagten vorgesehen gewesen sei, sei weder ein Massengeschäft noch ein 

massengeschäftsähnliches Rechtsgeschäft, sondern hänge im Gegenteil im hohen 

Ausmaß von der Person des zu behandelnden Patienten ab. 

7. Andere Anspruchsgrundlagen für das Begehren der Klägerin bestünden nicht, 

insbesondere sei der Beklagten kein Verstoß gegen Nebenpflichten bei der Ver

tragsanbahnung vorzuwerfen. 

8. Wegen der Einzelheiten der Begründung wird auf die Entscheidungsgründe des 

angefochtenen Urteils Bezug genommen (UG S. 4 - 7 = Bd. II BI. 278 - 281 d.A.). 

9. Gegen das ihrem Prozessbevollmächtigten am 25.09.2023 zugestellte Urteil hat die 

Klägerin mit Schriftsatz vom 24.10.2023, am selben Tage beim Berufungsgericht ein

gegangen, Berufung eingelegt und diese mit Schriftsatz vom 22.11.2023, am selben 

Tage bei Gericht eingegangen, begründet. 
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10. Mit ihrer Berufung verfolgt die Klägerin ihr erstinstanzliches Begehren vollumfänglich 

weiter. Sie rügt eine fehlerhafte Rechtsanwendung. 

11. Das Amtsgericht stütze seine Entscheidung im Wesentlichen auf den Umstand, dass 

eine umfangreiche Abfrage von Gesundheitsdaten im Vorfeld der vorgesehe

nen Rehabilitationsbehandlung zwischen der Beklagten und der Klägerin erfolgt sei. 

Dies zeige deutlich, dass eben kein Vertragsabschluss ohne Ansehen der Person 

vorliege und mithin kein Massengeschäft oder auch nur ein massengeschäftsähnli

ches Rechtsgeschäft. 

12. Dieser Rechtsauslegung sei zu widersprechen. Es sei zwar richtig, dass die Anwend

barkeit von § 19 Abs. 1 AGG auf Behandlungsverträge im Gesundheitswesen in Lite

ratur und Rechtsprechung unterschiedlich bewertet werde. Das Amtsgericht Wipper

fürth (Urteil vom 25.09.2014, Az. 9 C 379/13) verneine beispielsweise eine Anwend

barkeit von § 19 Abs. 1 AGG auf therapeutische Behandlungen, während das Kam

mergericht (Hinweisbeschluss vom 12.12.2018, Az. 20 U 160/16) ausführe, dass bei 

ärztlich-therapeutischen Dienstleistungen eine Anwendbarkeit jedenfalls dann zu be

jahen sei, wenn bei physiotherapeutischer Behandlung die Betreiber der Praxis eine 

Behandlung grundsätzlich jedem Patienten ohne individuelle, vielfältige Kriterien be

rücksichtigende Auswahl zur Verfügung stellten. 

13. Dass bei Behandlungsverträgen eine standardisierte Leistung geschuldet sei, werde 

auch überzeugend im Kurzgutachten der Antidiskriminierungsstelle des Bundes „Ist 

das Gleichbehandlungsgesetz auf medizinische Behandlungsverträge anwendbar?" 

(Anlage 2 zur Berufungsbegründung vom 22.11.2023 (BI. 36 ff d.A.)) ausgeführt. 

14. Es sprächen folgende Gründe dafür, dass bei einem Behandlungsvertrag das 

Ansehen der Person für Behandelnde typischerweise nur eine nachrangige Rolle 

spielen dürfe: 

- Ärzte bzw. Krankenhäuser suchten die Patienten typischerweise nicht individuell 

aus, sondern versprächen, grundsätzlich alle Menschen, die eine ärztliche Leis

tung in Anspruch nehmen wollen, zu untersuchen, zu behandeln oder zumindest 

weiter zu verweisen, ohne dass nach den in § 19 Abs. 1 AGG genannten Merk

malen unterschieden werde.  
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- Eingedenk des ärztlichen Gelöbnisses dürfe der Abschluss eines ärztlichen Be

handlungsvertrages weder vom Alter, Behinderung, Religion, ... der Patienten 

noch von anderen der genannten Faktoren abhängig gemacht werden. 

- Eine einseitige Beendigung des Vertrages durch Ärzte sei nicht ohne weiteres 

möglich. So bedürfe es für die Kündigung des Behandlungsvertrages gern. § 

630b i.V.m. § 627 Abs. 2 S. 1 BGB eines wichtigen Grundes. 

- Außerdem sei die Leistung gemäß § 613 BGB vor allem wegen der besonderen 

Fähigkeiten der Anbietenden persönlich zu erbringen und nicht wegen der per

sönlichen Eigenschaften der Patienten. Diese persönliche Fähigkeit der Anbie

tenden sei nur auf der Seite der Patienten ein Kriterium für den Vertragsab

schluss, nicht jedoch auf der Seite der Anbietenden.  

- Richtig sei auch, dass die ärztliche Dienstleistung personalisiert sei, d.h. an die 

Patienten und deren Krankheiten angepasst werde.  …  Indessen variiere die 

Behandlung selbst deshalb nicht von Patient zu Patient, da sie entsprechend den 

anerkannten medizinischen Standards erbracht werden müsse.  

- Ärztliche Behandlungsverträge seien standardisierte Dienstleistungen, weil § 

630a Abs. 2 BGB bestimme, dass die Behandlung nach den zum Zeitpunkt der 

Behandlung bestehenden Standards zu erfolgen habe. Die Behandlung müsse 

daher zwar an die jeweiligen Patienten angepasst, in jedem Fall aber unter ver

gleichbaren Bedingungen durchgeführt werden. 

15. All dies sei zudem vor dem Hintergrund der Verpflichtung der Beklagten als Leis

tungserbringer gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 4 SGB I zu betrachten. Danach seien die Leis

tungserbringer verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass ihre Verwaltungs- und Dienst

gebäude frei von Zugangs- und Kommunikationsbarrieren sind und Sozialleistungen 

in barrierefreien Räumen und Anlagen ausgeführt werden. 

16. Die von der Beklagten behauptete „Orientierungslosigkeit" sei allein raum- und 

umfeldbedingt sowie der behandlungsbedürftigen Erkrankung geschuldet gewesen, 

also behinderungsbedingt. 

17. Sollte das Gericht sich der Auffassung der Klägerin nicht anschließen, sei jedenfalls 

die Revision zuzulassen, da es sich bei der Frage der Anwendbarkeit des AGG auf 

Behandlungsverträge im Gesundheitswesen um eine solche von grundsätzlicher Be

deutung handele. Die Frage sei in der Literatur umstritten. Eine höchstrichterliche 
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Entscheidung gebe es bislang nicht. Es handele sich um eine klärungsbedürftige 

Rechtsfrage, die auch zur Fortbildung des Rechts angezeigt sein dürfe. 

18. Die Klägerin beantragt,  

das Urteil des Amtsgerichts Fritzlar vom 21.09.2023 - Aktenzeichen 8 C 37/23 

(10) - aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihre Kosten für den Kranken

hausaufenthalt in Höhe von 1.098,00 € sowie eine Entschädigung von mindes

tens 3.000,00 € wegen einer Diskriminierung aufgrund ihrer Blindheit zu zahlen. 

19. Die Beklagte beantragt,  

die Berufung zurückzuweisen.  

Sie verteidigt das erstinstanzliche Urteil. 

20. Wegen der Einzelheiten ihres Vorbringens in der Berufungsinstanz wird auf den 

Schriftsatz vom 27.12.2023 (BI. 161 ff. d.A.) Bezug genommen. 

II.  

1.  

21. Die Berufung der Klägerin ist form- und fristgerecht eingelegt, mithin zulässig. In der 

Sache hat die Berufung jedoch keinen Erfolg. 

2.  

22. Das Amtsgericht hat zu Recht die Klage vollumfänglich abgewiesen. Das angefoch

tene Urteil hält im Ergebnis sämtlichen Berufungsangriffen stand. 

23. Zur Vermeidung von Wiederholungen macht sich die Kammer zunächst die rechts

fehlerfreien Ausführungen des Amtsgerichts ausdrücklich zu Eigen (UG S. 4 ff. = BI. 

89 ff. d.A.). 

24. Auch die Kammer gelangt zu dem Ergebnis, dass der Anwendungsbereich des § 

19 Abs. 1 AGG nicht eröffnet ist. 

25. Bei gesundheitsbezogenen Leistungen kommt es angesichts der Ausrichtung des 

Leistungsinhalts an der körperlichen Verfasstheit des Patienten zwangsläufig auf das 

„Ansehen der Person" an, sodass eine Qualifikation als Massengeschäft oder mas

sengeschäftsähnliches Geschäft insoweit ausscheiden muss (BeckOGK/Mörsdorf, 

1.9.2023, AGG § 19 Rn. 35). Die gegenteilige Auffassung (Däubler/Beck/Bernhard 
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Franke/Gisbert Sehlichtmann, 5. Aufl. 2022, AGG § 19 Rn. 39) überzeugt nicht. Sie 

verweist darauf, dass zwar bei medizinischen Heilbehandlungen gewisse Persönlich

keitsmerkmale, die durch das AGG geschützt sind, wie Geschlecht, Alter oder Behin

derung eine Rolle spielen können, diese Merkmale aber nicht für das Zustandekom

men eines Behandlungsvertrages ausschlaggebend sein dürften, weil sich jedenfalls 

für Kassenpatienten aus der insoweit abschließenden Regelung des § 13 Abs. 7 des 

Bundesmantelvertrags für Ärzte ergebe, dass eine Ablehnung der Behandlung nur 

erfolgen dürfe, wenn die elektronische Gesundheitskarte nicht vorgelegt wird. 

26. Die Begründung des Charakters eines Massengeschäfts damit, dass die in § 1 AGG 

genannten Merkmale keine Rolle spielten, stellt einen Zirkelschluss dar: Wären Mas

sengeschäfte nur solche, bei denen die Merkmale des § 1 AGG keine Rolle spielten, 

dann wäre eine Verletzung des Benachteiligungsverbotes gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 1 

AGG schon per definitionem ausgeschlossen (MüKoBGB/Thüsing, 9. Aufl. 2021, 

AGG § 19 Rn. 17). Dies gilt insbesondere für die Begründung der fehlenden Rolle 

der Merkmale aufgrund von anderweitigen normativen Vorgaben. 

27. Auch der Verweis auf das Kurzgutachten der Antidiskriminierungsstelle verhilft 

der Berufung nicht zum Erfolg. Dieses Gutachten zitiert zur Unterstützung seiner 

Ausführungen vor allem Franke/Kluge, Der Schutz vor Diskriminierung im Ge

sundheitswesen, NJ 2015, 547 ff. sowie Franke/Sehlichtmann, in: Däub

ler/Beck/Bernhard Franke/Gisbert Sehlichtmann, 5. Aufl. 2022, AGG. Zu letzte

rem Zitat wurden schon oben Ausführungen gemacht. Die Verfasser des ge

nannten Artikels vertreten die gleiche Ansicht mit ebensolcher Begründung. 

28. Auch der von der Klägerin zitierte Fachbeitrag von Dr. Felix Welti (BI. 96 ff. d.A.) 

führt an, dass gerade die Erbringer gesundheitsbezogener Leistungen ihre Leis

tungen grundsätzlich öffentlich anbieten würden. Es wäre widersinnig, wenn sie 

von diesem Angebot Ausnahmen machen dürften, die sich aus gesundheitlichen 

Beeinträchtigungen der Nachfragenden ergäben. Zudem seien sie jedenfalls 

innerhalb des Sozialleistungsrechts zur gleichmäßigen und benachteiligungs

freien Versorgung der Versicherten verpflichtet. Auch diese Begründung läuft 

parallel zu derjenigen in dem genannten Kurzgutachten und überzeugt aus den 

oben genannten Gründen nicht. 

29. Weitergehende Argumente werden nicht vorgebracht, so dass die Kammer, wie 

bereits ausgeführt, sich dieser Ansicht nicht anzuschließen vermag. 
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30. Soweit die Klägerin auf die Entscheidung des Kammergerichts vom 12.12.2018 

(20 U 160/16) und die dort vertretene Auffassung, dass der dort streitgegen

ständliche physiotherapeutische Behandlungsvertrag dem Anwendungsbereich 

des § 19 AGG unterfalle, verweist, wird nicht berücksichtigt, dass das Kammer

gericht zur Begründung ausgeführt hat, dass dies anzunehmen sei, weil die Be

treiber der physiotherapeutischen Praxis im Rahmen der dortigen Kapazitäten 

grundsätzlich jedem Patienten ohne individuelle, vielfältige Kriterien berücksich

tigende Auswahl die Leistung zu Verfügung stellten. Dies ist im vorliegenden 

Rechtstreit gerade nicht der Fall, weil die Aufnahme zur Rehabilitationsbehand

lung an vielfältige Kriterien geknüpft wurde, wie sich aus der Vielzahl der von 

dem künftigen Patienten zu beantwortenden Fragen vor der Zusage zur Auf

nahme ergibt. 

31. Alles in allem schließt sich die Kammer der von dem Amtsgericht vertretenen 

Auffassung an. 

32. Ein Rechtsverstoß ist nicht gegeben. 

33. Die Berufung ist daher vollumfänglich zurückzuweisen. 

III.  

34. Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 Abs. 1 S. 1 ZPO. Die Entscheidung 

hinsichtlich der vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 10, 711 S. 1 

ZPO. 

IV.  

35. Die Revision war nach § 543 Abs. 2 ZPO zuzulassen, da die Frage, ob das AGG auf 

Behandlungsverträge im Gesundheitswesen anwendbar ist, in der Literatur umstritten 

und nicht höchstrichterlich geklärt und zudem von grundsätzlicher Bedeutung ist, da 

die Rechtsfrage sich in einer Vielzahl von Fällen stellen kann und deswegen das Inte

resse der Allgemeinheit an einer einheitlichen Entwicklung und Handhabung des 

Rechts berührt ist. 

V.  

36. Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 4.098,00 € festgesetzt. 
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